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Ministerium für Inneres, Bau und Digitalisierung  
des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
Frau Staatssekretärin Ina-Maria Ulbrich 
Alexandrinenstraße 1 

19055 Schwerin 

  

    

Stellungnahme zum Entwurf eines Eckpunktepapiers zur Novellie-
rung des Personalvertretungsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern 

 

Sehr geehrte Frau Staatssekretärin, 

 

mit Schreiben vom 28. November 2024 hat das Ministerium für Inneres, Bau 

und Digitalisierung des Landes Mecklenburg-Vorpommern den Deutschen Ge-
werkschaftsbund (DGB) um eine Stellungnahme zum Entwurf eines Eckpunkte-

papiers zur Novellierung des Personalvertretungsgesetzes Mecklenburg-Vor-
pommern gebeten. Dieser Bitte kommt der DGB hiermit gerne nach.  

Der vorliegende Entwurf eines Eckpunktepapiers ist das Ergebnis einer im Jahr 

2023 zur Vorbereitung einer umfassenden kommende Novellierung des Perso-

nalvertretungsgesetzes gebildeten gemeinsamen Arbeitsgruppe des zuständi-
gen Ministeriums für Inneres, Bau und Digitalisierung und der beiden Spitzen-

organisationen DGB und dbb. Der DGB und seine Gewerkschaften nehmen 
hiermit zu den Ergebnissen der Arbeitsgruppe Stellung. 

  

Zum Kontext des vorliegenden Entwurfes eines Eckpunktepapiers  

Die Koalitionspartner in Mecklenburg-Vorpommern haben sich in der Koaliti-
onsvereinbarung 2021-2026 auf eine Novellierung des Personalvertretungsge-
setzes verständigt. In den Randziffern 30 und 318 heißt es dazu: 

„(30) Wir wollen das Personalvertretungsgesetz an die Vorgaben des 

Bundesverfassungsgerichts anpassen. Dabei wollen wir auch die demo-

kratische Teilhabe junger Menschen stärken.“ 

„(318) (…) Gleichzeitig werden die Koalitionspartner die personalver-
tretungsrechtliche Mitbestimmung für alle Menschen, die mit den 

Hochschulen in einer Arbeitsbeziehung stehen, ausbauen.“ 

6. Januar 2025 

Olaf Schwede 
Abteilungsleiter 
Öffentlicher Dienst/ Beamte/ 
Mitbestimmung 
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Bereits die schwarz-rote Vorgängerregierung hatte den Novellierungsbedarf in 
ihrem Koalitionsvertrag festgestellt, jedoch keine ausreichenden Bemühungen 

aller Ressorts zur Vorbereitung einer Novellierung unternommen. Im Vorfeld 

beider Landtagswahlen hat der DGB zu diesem Thema in seinen Anforderungen 
zur Landtagswahl folgendes formuliert:  

„Mitbestimmung stärken 

Das Personalvertretungsgesetz weist einen Novellierungsbedarf auf. Es 

ist seit 1993 weitgehend unverändert geblieben. Fortschritte in der Mit-
bestimmung in anderen Bundesländern und Entwicklungen in der 
Rechtsprechung wurden seitdem nicht mehr nachvollzogen. Die Mitbe-

stimmung der Personalräte ist deshalb durch eine Novellierung des Per-

sonalvertretungsgesetzes zu stärken. Dabei ist eine Ausweitung der Mit-
bestimmung bei personellen, organisatorischen und sozialen 
Maßnahmen zu gewährleisten. Darüber hinaus sind die individuellen 

Rechte der Beschäftigten auszubauen, die Gleichstellung von Frauen 

und Männern zu implementieren und die überholten Begrifflichkeiten 
der Statusgruppen zu überarbeiten. Der Gesetzesentwurf ist in enger 

Abstimmung mit den Spitzenorganisationen der Gewerkschaften zu 
entwickeln.“ 

Darüber hinaus hat der DGB bereits im Juni 2017 ein umfangreiches eigenes 

Eckpunktepapier zur Novellierung des Personalvertretungsgesetzes Mecklen-

burg-Vorpommern vorgelegt und an die Landesregierung übermittelt. Das da-
malige Eckpunktepapier des DGB gab den damaligen Stand der gewerkschaftli-
chen Diskussion wieder. Es berücksichtigt nicht die seitdem erfolgte 

Rechtsentwicklung (beispielsweise durch die Novellierung des Bundesperso-

nalvertretungsgesetzes) und auch nicht die seitdem erfolgten Veränderungen 

in der Arbeitswelt (beispielsweise durch die Digitalisierung und die Flexibilisie-
rung von Arbeitsformen).   

Die Novellierung des Personalvertretungsgesetzes und damit die Neuordnung 

der Mitbestimmung im öffentlichen Sektor des Landes und der Kommunen in 

Mecklenburg-Vorpommern besitzen für den DGB und seinen Gewerkschaften 

höchste politische Relevanz – nicht nur wegen der hohen Zahl der betroffenen 
Beschäftigten und Multiplikatoren, sondern insbesondere wegen der hohen po-
litischen und gesellschaftlichen Bedeutung der betrieblichen Mitbestimmung 

als zentrale Säule der demokratischen Gesellschaft. Ein novelliertes Personal-

vertretungsgesetz muss auch der Stärkung der Demokratie und der Verwirkli-
chung von Grundrechten der Beschäftigten in den Dienststellen dienen.  

Der DGB legt deshalb großen Wert darauf, dass die vorgesehene Novellierung 

des Personalvertretungsgesetzes in enger Abstimmung und sachgerechter Ver-
ständigung zwischen den Spitzenorganisationen der Gewerkschaften des öf-
fentlichen Dienstes und der Landesregierung erfolgt. Der DGB hat deswegen 

der Landesregierung im Jahr 2022 vorgeschlagen, in einem ersten Schritt eine 
Verständigung über zentrale Eckpunkte herbeizuführen und diese in einem ge-
meinsamen Eckpunktepapier festzuhalten. Am 19. August 2022 hat der DGB zur 
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Vorbereitung der Diskussion der Landesregierung ein umfangreiches Erörte-
rungspapier als Basis für die Diskussion in der gemeinsamen Arbeitsgruppe 

vorgelegt. Dieses Erörterungspapier des DGB findet sich an mehreren Stellen 

des nun vorliegenden Entwurfs eines Eckpunktepapiers wieder.   

Zur Vorbereitung einer umfassenden kommende Novellierung des Personalver-
tretungsgesetzes haben das zuständige Ministerium für Inneres, Bau und Digi-

talisierung und die beiden Spitzenorganisationen DGB und dbb im Jahr 2023 
eine gemeinsame Arbeitsgruppe gebildet. Die dort diskutierten Eckpunkte für 

eine umfassende Novellierung des Personalvertretungsgesetzes liegen nun zur 
Stellungnahme vor. Sie sollen Grundlage einer breiteren Diskussion werden 
und Grundlage eines darauffolgenden Gesetzgebungsverfahrens werden. Die-
ser Prozess wird vom DGB ausdrücklich begrüßt und unterstützt. Mit dieser 
Stellungnahme möchten der DGB und seine Gewerkschaften einen Beitrag zur 

weiteren Diskussion leisten und weitergehende Vorstellungen einbringen.  

 

Zur Gesamtbewertung des vorliegenden Entwurfes 

Der nun vorliegende Entwurf eines Eckpunktepapiers stellt eine gute Grundlage 

für eine kommende Novellierung des Personalvertretungsgesetzes dar. Inhalt-

lich ist es ein Kompromiss aus in Teilen deutlich weitergehenden Vorstellungen 
des DGB und seiner Gewerkschaften und der vom Innenministerium in die Dis-

kussion eingebrachte Perspektive der Dienstherren bzw. öffentlichen Arbeitge-
ber.  

Der vorliegende Entwurf eines Eckpunktepapiers greift die bewährte Gesetzge-

bung anderer norddeutscher Länder auf. Beispiele hierfür sind die vorgesehene 
Definition von Maßnahmen und das vorgesehene Verhältnis zwischen Allzu-
ständigkeit und Katalogen von Mitbestimmungstatbeständen. Die Orientierung 

am Standard anderer Personalvertretungsgesetze norddeutscher Länder ist 
sachgerecht und naheliegend. Angesichts des überschaubaren Zeitfensters, 

welches bis zur nächsten Landtagswahl für ein derart komplexes Gesetzge-

bungsverfahren verbleibt, empfiehlt der DGB, Experimente zu vermeiden und 

sich auch bei der Erstellung des Gesetzesentwurfes an den bewährten Stan-
dards der anderen norddeutschen Länder zu orientieren.  

Der DGB plädiert darüber hinaus dafür, im Rahmen der Novellierung weiterhin 
einen Konsens zwischen der Landesregierung und den Spitzenorganisationen 

der Gewerkschaften anzustreben. Der DGB und seine Gewerkschaften sind 
hierzu ausdrücklich bereit. Basis hierfür müssen jedoch die im Rahmen des Ko-
alitionsvertrages zwischen den Regierungsparteien und Regierungsfraktionen 

getroffenen Vereinbarungen sein.  

Der vorliegende Entwurf eines Eckpunktepapier ergänzt die bereits mit dem 

Ersten Gesetz zur Änderung des Personalvertretungsgesetzes im November 

2024 kurzfristig vor den nächsten Personalratswahlen getroffenen Regelungen. 

Mit dem Ersten Gesetz zur Änderung des Personalvertretungsgesetzes wurden 
im Vorfeld der anstehenden Personalratswahlen im Frühjahr 2025 dringende 
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Anpassungsbedarfe am Personalvertretungsgesetz, insbesondere im Bereich 
der Schulen, vorgezogen. Dies war notwendig und sachgerecht.  

Der DGB hatte den Regierungsfraktionen im Rahmen der Diskussion um das 
Erste Gesetz zur Änderung des Personalvertretungsgesetzes weitere kurzfristige 

Änderungsbedarfe vorgelegt. Dies betraf insbesondere die im Koalitionsvertrag 
angekündigten Veränderungen im  Bereich der Hochschulen und die Stärkung 

der Beteiligung junger Menschen. Der DGB erwartet ausdrücklich, dass die im 
Koalitionsvertrag angekündigten Verbesserungen noch in dieser Legislaturperi-

ode umgesetzt werden.  

 

Zu den einzelnen Vorschlägen des Entwurfes eines Eckpunktepapiers nimmt 

der DGB wie folgt Stellung:  

 

Zu Nr. 1 „Umsetzung der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts“ 

Das bisherige Gesetz von 1993 berücksichtigt nicht die Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichtes von 1995 (und fortfolgend) zu den verfassungs-

rechtlichen Grenzen der Mitbestimmung. Diese Rechtsprechung geht stark ver-

kürzt davon aus, dass der Spruch der Einigungsstelle nur empfehlenden Cha-
rakter hat. Eine verbindliche Mitbestimmung ist nur zu einem Katalog 

begrenzter Mitbestimmungstatbestände möglich, der im Gesetz definiert wer-

den muss. Dies ist im Personalvertretungsgesetz von 1993 (natürlich) nicht ge-

schehen. Das bestehende Gesetz muss also stets verfassungskonform ausge-
legt und interpretiert werden. Es spricht nicht für sich selbst. Sein Wortlaut ist 
an vielen Stellen verfassungsrechtlich überholt.  

Alle anderen Gesetzgeber differenzieren mittlerweile zwischen verbindlicher 
und empfehlender Mitbestimmung (vgl. § 54 Mitbestimmungsgesetz Schleswig-

Holstein und Differenzierung §§ 87 und 88 Hamburgisches Personalvertre-

tungsgesetz) sowie der (beratenden) Mitwirkung. Eine Novellierung des Perso-

nalvertretungsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern sollte hier Rechtssicherheit 
und Rechtsklarheit schaffen, allerdings nicht hinter dem Standard anderer Län-
der zurückbleiben. 

Gleichzeitig darf nicht der Eindruck entstehen, dass eine Anpassung des Geset-

zes an die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichtes zu einer Reduzierung der 

Mitbestimmung führen soll. Die vermeintliche Reduzierung der Verbindlichkeit 
der Mitbestimmung muss deswegen aus Sicht des DGB mit einer Ausweitung 
hinsichtlich der Breite der Mitbestimmung einhergehen. 

Mit dem neuen Gesetz wird in Folge der Rechtsprechung des Bundesverfas-

sungsgerichtes das Letztentscheidungsrecht der Dienstherren bzw. Arbeitgeber 

im Vergleich zum bisherigen Wortlaut des Gesetzes gestärkt werden müssen. 

Der Beschluss der Einigungsstelle wird im Regelfall nur noch empfehlenden 
Charakter haben. Es wird dementsprechend darauf ankommen, wie konkret 



 

Seite 5/14 

das Letztentscheidungsrecht ausgestaltet und wo es konkret in der demokrati-
schen Legitimationskette verankert wird. Der DGB plädiert dafür, das Letztent-

scheidungsrecht möglichst hoch anzusiedeln. Die oberste Dienstbehörde muss 

in ihrem Zuständigkeitsbereich einheitliche Standards der Mitbestimmung und 
Rechtsanwendung setzen können. Die im Entwurf des Eckpunktepapiers vorge-
sehene Ansiedlung des Letztentscheidungsrechts bei der obersten Dienstbe-
hörde ist damit sachgerecht. Sie entspricht auch den Regelungen in § 75 des 

Bundespersonalvertretungsgesetzes (BPersVG) und in § 72 Abs. 5 des Nieder-

sächsischen Personalvertretungsgesetzes (NPersVG).  

Die in § 82 des Hamburgischen Personalvertretungsgesetzes vorgesehene 
Letztentscheidung durch den Senat als Landesregierung ist in dieser Form 
nicht auf ein Flächenland mit kommunalen Strukturen und einer durch das 
Ressortprinzip geprägten Landesregierung übertragbar. Das Beispiel unter-

streicht aber die auch in anderen Gesetzen übliche Praxis, das Letztentschei-
dungsrecht möglichst weit oben in der Legitimationskette zu verankern.  

Das Letztentscheidungsrecht der obersten Dienstbehörde sollte mit einer um-
fassenden Begründungspflicht gegenüber den Mitgliedern der Einigungsstelle, 

den beteiligten Personalvertretungen und Dienststellen verbunden werden. 
Auch dies entspricht dem Standard in § 75 Abs. 2 BPersVG, § 72 Abs. 7 NPersVG 

und § 82 Abs. 6 HmbPersVG. § 82 Abs. 6 HmbPersVG sieht darüber hinaus vor, 
dass der Senat dem oder der Vorsitzenden der Einigungsstelle vor einer endgül-

tigen Entscheidung Gelegenheit zur Stellungnahme gibt. Eine entsprechende 
Regelung wäre sinnvollerweise im Rahmen der zu verankernden Begründungs-

pflicht auch im neuen Personalvertretungsgesetz für Mecklenburg-Vorpom-
mern zu verankern.  

 

Zu Nr. 2 „Einführung einer innerdienstlichen Allzuständigkeit“ 

Die vorgesehene Ausgestaltung der innerdienstlichen Allzuständigkeit in Kom-

bination mit anschließenden Katalogen der verbindlichen und der empfehlen-

den Mitbestimmung sowie die damit verbundene Definition der Maßnahme fol-

gen dem Beispiel der entsprechenden Gesetze in Niedersachsen und Hamburg. 
Andere Länder haben ähnliche Modelle. Der vorliegende Entwurf eines Eck-

punktepapiers schließt damit an in der Praxis bewährte Modelle der Mitbestim-

mung der Personalräte in anderen (norddeutschen) Ländern an. Eine Orientie-
rung an den Regelungen in Niedersachsen und Hamburg würde das 
anstehende komplexe und voraussichtlich unter Zeitdruck stattfindende Ge-
setzgebungsverfahren deutlich erleichtern.  

Der DGB weist darauf hin, dass die entsprechenden Regelungen in Hamburg 

und Niedersachsen bereits politische Kompromisse darstellen. Sie bleiben hin-
ter weitergehenden Forderungen des DGB und seiner Gewerkschaften zurück. 

Gleichzeitig stellen sie einen deutlichen Fortschritt im Vergleich zum Status 
Quo des Personalvertretungsrechtes in Mecklenburg-Vorpommern dar.  
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Ein politischer Kompromiss ist auch die Definition der Maßnahme im vorliegen-
den Entwurf eines Eckpunktepapiers, die fast im Wortlaut den entsprechenden 

Regelungen in § 64 Abs. 2 NPersVG bzw. in § 80 Abs. 2 HmbPersVG entspricht. 

Insbesondere der Ausschluss der Mitbestimmung bei  Handlungen oder Ent-
scheidungen, die eine Maßnahme nur vorbereiten, ist umstritten. Der DGB ist 
jedoch bereit, die nun vorgesehene Definition als Teil einer sachgerechten Ver-
ständigung zu akzeptieren.  

Ein neues Personalvertretungsgesetz für Mecklenburg-Vorpommern müsste 

das Verhältnis zwischen der neuen innerdienstlichen Allzuständigkeit und den 
Katalogen der Mitbestimmungstatbestände regeln. Der Entwurf eines Eckpunk-
tepapiers geht hier davon aus, dass die Kataloge die in ihnen genannten Mitbe-
stimmungstatbestände abschließend regeln. Das entspricht den Regelungen in 
den Personalvertretungsgesetzen Hamburgs und Niedersachsens. Beide Ge-

setze schließen aber eine Mitbestimmung zu Maßnahmen von ähnlichem 
Gewicht explizit nicht aus (§ 64 Abs. 3 NPersVG und § 80 Abs. 3 HmbPersVG). 
Damit wird die innerdienstliche Allzuständigkeit unterstrichen. Wenn sowohl 

die Systematik als auch der Maßnahmebegriff dieser beiden Gesetze Grundlage 

für ein neues Personalvertretungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern sein sol-

len, so sollte auch diese Regelung entsprechend Berücksichtigung finden. Dies 
sollte dann bereits in eine überarbeitete Fassung des Eckpunktepapiers aufge-

nommen werden. Die entsprechende Regelung hat sich in den besagten Län-
dern bewährt.  

Beratungsgrundlagen für einen Katalog verbindlicher Mitbestimmungstatbe-

stände könnten die Kataloge in § 54 Mitbestimmungsgesetz Schleswig-Holstein 
und § 87 Hamburgisches Personalvertretungsgesetz, ergänzt um weitere mögli-

che Mitbestimmungstatbestände aus dem bisherigen PersVG M-V und weiterge-
hende Mitbestimmungstatbeständen nach § 66 NPersVG sein. Damit würde 
nicht nur die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes berücksichtigt, 

sondern auch die seitdem erfolgte Rechtsentwicklung in den norddeutschen 
Ländern abgebildet werden. Der DGB hat hierzu im Rahmen seines Erörte-
rungspapiers bereits 2022 einen Vorschlag zur Diskussion vorgelegt.  

Der Mitbestimmungskatalog ist dabei nicht nur neu zu gliedern, sondern auch 

an mehreren Stellen zu modernisieren bzw. zu ergänzen. So kennt das Perso-
nalvertretungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern zum Beispiel keine Mitbestim-

mung der Personalräte bei Kurzarbeit. Weder über das „ob“ noch über das 
„wie“. Das ist in Hamburg, Schleswig-Holstein, Niedersachsen und Sachsen-An-
halt anders. Auch zum Einsatz von Leiharbeit- und Werkverträgen kennt das 

Personalvertretungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern bisher keine Mitbestim-

mung. 

Selbst die Einrichtung eines Telearbeitsplatzes oder die Ablehnung eines Antra-

ges auf einen Telearbeitsplatz sind bisher kein Mitbestimmungstatbestand. 
Dies gilt auch für die Fragen rund um ortsunabhängiges, mobiles Arbeiten. An-

gesichts der seit 1993 erfolgten deutlichen Ausweitung flexibler Arbeitsformen 
sollte dies eine sinnvolle und zeitgemäße Ergänzung sein. 
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Das bestehende Gesetz sieht in § 68 Abs. 1 Nr. 24 eine Mitbestimmung der Per-
sonalräte bei der Bestellung und Abberufung von Vertrauens- und Betriebsärz-

ten vor. Das Hamburgische Personalvertretungsgesetz sieht eine entspre-

chende Mitbestimmung auch bei anderen Funktionen vor, die ein besonderes 
Vertrauen der Beschäftigten voraussetzen. Beispielhaft zu nennen wären hier 
die behördlichen Datenschutzbeauftragten sowie die behördlichen Fachkräfte 
für Arbeitssicherheit. Analoge Regelungen hinsichtlich der betrieblichen Daten-

schutzbeauftragten gibt es auch im Personalvertretungsrecht der Länder Bran-

denburg, Baden-Württemberg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen 
und Rheinland-Pfalz. 

 

Zu Nr. 3 „Weiterentwicklung der vertrauensvollen Zusammenarbeit“  

Die Formulierung im vorliegenden Entwurf eines Eckpunktepapiers stellt einen 

Kompromiss als Ergebnis einer ausführlichen Diskussion dar. Als Kompromiss 
wird sie vom DGB akzeptiert.  

Abweichend tritt der DGB insbesondere für ein umfassendes Initiativrecht des 

Personalrates in allen innerdienstlichen Angelegenheiten ein, die die Beschäf-

tigten betreffen und der Entscheidungshoheit der Dienststelle unterliegen. 

Grundsätzlich sollte die Zuständigkeit des Personalrates zudem alle in der 

Dienststelle tätigen Beschäftigten sowie diejenigen Personen umfassen, die der 
Dienststelle nicht als Beschäftigte angehören, jedoch für sie oder die ihr ange-

hörenden Beschäftigten tätig sind und die innerhalb der Dienststelle beschäf-
tigt werden. Ein hoher Erörterungsbedarf besteht hier insbesondere im Bereich 

der Hochschulen. Die nun im Entwurf eines Eckpunktepapiers vorgesehene Re-
gelung entspricht der Regelung in § 76 Abs. 2 HmbPersVG.   

 

Zu Nr. 4 „Ressortübergreifende Mitbestimmung“ 

Der nun vorliegende Vorschlag für ein neues Modell für die ressortübergrei-

fende Mitbestimmung auf Landesebene stellt ebenfalls einen Kompromiss in-
nerhalb der Arbeitsgruppe dar. Das Personalvertretungsgesetz Mecklenburg-
Vorpommern kennt bisher keine ressortübergreifende Mitbestimmung.  Das 
Fehlen entsprechender Regelungen in Mecklenburg-Vorpommern wird bisher 

mit kreativen Lösungen umgangen. Mehr Rechtssicherheit und Verbindlichkeit 

wären hier sinnvoll. 

In Niedersachsen, Hamburg und Schleswig-Holstein werden ressortübergrei-
fende Vereinbarungen mit den Spitzenorganisationen der Gewerkschaften DGB 
und dbb abgeschlossen. Diese Vereinbarungen ersetzen die Mitbestimmung 

der (örtlichen) Personalräte. Klassische Vereinbarungsthemen sind dabei lan-

desweit eingeführte IT-Verfahren (Bürokommunikation, e-Akte, Digitale Perso-

nalakte, elektronische Workflows etc.), Fragen des Gesundheitsmanagements, 
mobile Arbeit und Telearbeit, Beurteilungsrichtlinien. Dieses Modell hat sich in 
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den drei Ländern bewährt und die Digitalisierung deutlich erleichtert. Über das 
Instrument der Vereinbarung können landesweit einheitliche Standards gesetzt 

werden. In den Ländern Bremen und Berlin wird dies durch zentrale Gesamt- 

bzw. Hauptpersonalräte für alle Beschäftigten der jeweiligen Länder erreicht. 
Die nun vorgesehene Aufwertung der AG HPR stellt neben diesen beiden Model-
len einen dritten Weg dar.  

Die Wahrnehmung der ressortübergreifenden Mitbestimmung durch die Ar-
beitsgemeinschaft der Hauptpersonalräte (AG HPR) weist jedoch ein erhebli-

ches Legitimationsdefizit auf. Die Wahl ihrer Mitglieder erfolgt indirekt durch 
die Hauptpersonalräte. Die Beschäftigten selbst haben mit ihrem Wahlverhal-
ten kaum einen Einfluss auf die Mehrheitsverhältnisse innerhalb der Arbeitsge-
meinschaft, sie können dort getroffene Entscheidungen faktisch nicht im Rah-
men einer Wahl oder über eine freiwillige Mitgliedschaft billigen oder 

sanktionieren. Zudem sind bisher große Personalkörper in der bestehenden AG 
HPR nicht ausreichend vertreten. Beispielsweise ist der Hauptpersonalrat Poli-
zei kein Teil der AG HPR. Die AG HPR müsste sich künftig zur Wahrnehmung der 

neuen Aufgabe damit breiter aufstellen und auch die Hauptpersonalräte und 

Positionen der großen Personalkörper aktiver einbinden. Ein Problem dabei ist, 

dass sich die unterschiedliche Größe der Ressorts und die damit verbundene 
unterschiedliche Anzahl der Wahlberechtigten bisher in der Zusammensetzung 

der AG HPR nicht widerspiegelt. Das nun im Kompromiss vorgesehene Bundes-
ratsmodell soll diesem Problem entgegenwirken.  

In eine neu aufgestellte AG HPR ist der Gesamtpersonalrat der Beschäftigten 

der Landesforstanstalt mit einzubinden. Dies war bis 2005 durch einen eigenen 
Hauptpersonalrat für die Beschäftigten der Forstverwaltung gewährleistet.  

Die vorgeschlagene Aufwertung der AG HPR zur Wahrnehmung der ressortüber-

greifenden Mitbestimmung darf nicht dazu führen, dass die Arbeitsgemein-
schaft Aufgaben der einzelnen Hauptpersonalräte, der Tarifvertragsparteien 
oder der Spitzenorganisationen der Gewerkschaften an sich zieht. Es ist deswe-

gen im Gesetz eine klare Abgrenzung der Aufgaben und der Kompetenzen 

wahrzunehmen. Ein allgemeinpolitisches Mandat wird mit der ressortübergrei-
fenden Mitbestimmung nicht begründet. Eine Vertretung nach außen stößt an 

die Grenzen der dienst- und arbeitsrechtlich verankerten Verschwiegenheits-
pflichten.  

Die Wahrnehmung der Interessenvertretung der Beamtinnen und Beamten in 

Rechtsetzungsverfahren ist mit den Beteiligungsrechten der Spitzenorganisati-
onen in § 53 Beamtenstatusgesetz des Bundes und in § 93 des Landesbeamten-
gesetzes abschließend geregelt. Hier besteht kein Bedarf für ein Mandat der 
Personalvertretungen. § 71 des bestehenden Personalvertretungsgesetzes für 

Mecklenburg-Vorpommern regelt bisher, dass der Personalrat bei Maßnahmen, 

an deren Vorbereitung die Spitzenorganisationen der Gewerkschaften nach § 
92 des Landesbeamtengesetzes zu beteiligen sind, nicht beteiligt wird. Diese 

Regelung sollte beibehalten und in klarstellender Form auf die Arbeitsgemein-
schaften der Personalräte ausgeweitet werden.  
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Zu Nr. 5 „Digitalisierung des Personalvertretungsrechts“ 

Mit dem Ersten Gesetz zur Änderung des Personalvertretungsgesetzes hat der 
Landtag auf Antrag der  Regierungsfraktionen am 13. November 2024 eine ge-
setzliche Grundlage für die Beschlussfassung der Personalräte in Video- oder 

Telefonkonferenzen geschaffen. Diese Lücke wurde vorher in der Pandemie 
durch ein Rundschreiben des Innenministeriums nicht vollkommen rechtssi-

cher geschlossen. Beide Regelungen wurden vom DGB und seinen Gewerk-
schaften begrüßt und eng begleitet.  

Andere Fragen der Digitalisierung und im Kontext der zunehmenden Flexibili-

sierung der Arbeitsformen sind hingegen noch unzureichend geregelt. Dies be-

trifft unter anderem auch die Frage, wie die Personalräte die neuen technischen 
Möglichkeiten zur Durchführung von Personalversammlungen nutzen können. 

Andere Länder und der Bund haben hier mittlerweile gesetzliche Regelungen 
bzw. planen ihre Personalvertretungsgesetze an die Rahmenbedingungen der 
Globalisierung sowie flexible Arbeitsformen anzupassen.  

Die Frage der gesetzlichen Verankerung eines digitalen Zugangsrechtes der Ge-

werkschaften zu den Dienststellen sollte in diesem Kontext gemeinsam erörtert 

werden. Eine Minimallösung stellt dabei die Übernahme der entsprechenden 
Regelungen aus dem Bundespersonalvertretungsgesetz bzw. aus dem Hambur-

gischen Personalvertretungsgesetz dar.  

Die Durchführung elektronischer Personalratswahlen ist mit einer ganzen Reihe 
von offenen Fragestellungen, beispielsweise hinsichtlich des Datenschutzes 

und notwendiger Standards für die zu verwendende Abstimmungssoftware, 
verbunden. Aufgrund der Eilbedürftigkeit des Gesetzgebungsverfahrens emp-
fiehlt der DGB, elektronische Wahlverfahren mit einer Erprobungsklausel im 

Gesetz zu verankern und hierfür in der Wahlordnung eine entsprechende Erpro-
bungsregelung mit Zustimmung des für das Personalvertretungsrecht zuständi-

gen Ministeriums zu treffen.  

Eine zunehmende Digitalisierung der Arbeit der Personalräte macht auch zu-
sätzliche Qualifizierungen erforderlich. Dies gilt sowohl für die Arbeit mit neuen 
Formaten als auch für die Mitbestimmung zu komplexen Digitalisierungsthe-

men. Der DGB hält es deswegen für geboten, in diesem Kontext auch die beste-
henden Freistellungsansprüche zur Qualifizierung der Personalräte zu überprü-

fen und zu erhöhen.  

 

Zu Nr. 6 „Stärkung der Beteiligung junger Menschen“ 

Der Stärkung der demokratischen Teilhabe junger Menschen kommt im Rah-

men der anstehenden umfassenden Novellierung des Personalvertretungsge-
setzes eine besondere Bedeutung zu. Der Koalitionsvertrag benennt ausdrück-

lich diese Zielsetzung und auch die Aussagen zum Ausbau der 
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personalvertretungsrechtlichen Mitbestimmung an den Hochschulen bewegen 
sich hinsichtlich der studentischen Beschäftigten in diesem Kontext.  

Die nun im Entwurf des Eckpunktepapiers vorgesehenen Regelungen werden 
deswegen vom DGB ausdrücklich begrüßt und unterstützt. Die Rolle und Zu-

sammensetzung der Jugend- und Auszubildendenvertretungen sind zu moder-
nisieren. Auf der Seite 14 des SPD-Regierungsprogramms für die aktuelle Legis-

laturperiode heißt es dazu: "Wir werden uns dafür einsetzen, dass das 
Personalvertretungsgesetz MV reformiert wird. Künftig soll es die Möglichkeit 

geben, dass alle Beschäftigten unter 26 in die Jugend- und Auszubildendenver-
tretungen gewählt werden können, ob sie nun in der Ausbildung sind oder 
nicht. Außerdem sollen Praktikant*innen ab einer Praktikumsdauer von 6 Mo-
naten und Dual-Studierende bei den JAV-Wahlen wahlberechtigt sein." Auch 
der Koalitionsvertrag betont diesen Aspekt. Der DGB hat eigene Vorschläge 

hierzu vorgelegt.  

Grundlage für eine Stärkung der Jugend- und Auszubildendenvertretungen ist 

allerdings, dass sie überhaupt kontinuierlich gebildet werden. Beispielsweise 
ist dies im Bereich der Polizei als einer der größten Ausbildungsbereiche des 

Landes nicht der Fall. Hier sind deswegen geeignete organisatorische Maßnah-
men zu erörtern, um künftig eine kontinuierliche Interessenvertretung der jun-

gen Menschen zu gewährleisten.  

Für den großen Bereich der Lehrkräfteausbildung wurde mit dem Ersten Gesetz 

zur Änderung des Personalvertretungsgesetzes im November 2024 eine rechts-
sichere Regelung für die Bildung und Arbeitsfähigkeit einer Jugend- und Auszu-
bildendenvertretung beim Lehrerhauptpersonalrat geschaffen. Dies wurde vom 

DGB und seinen Gewerkschaften forciert und ging auf eine politische Initiative 

der GEW zurück.  

Die betriebliche Mitbestimmung ist ein wesentlicher Eckpfeiler unseres demo-

kratischen Systems. Gerade für junge Beschäftigte ist es deshalb von hoher Be-
deutung, die Möglichkeiten und Vorteile der betrieblichen Mitbestimmung früh-

zeitig zu erfahren und verantwortlich selbst wahrzunehmen. 

 

Zu Nr. 7 „Regelungen für den Hochschulbereich“ 

Der Vorschlag des WKM zu Punkt 7 stößt seitens des DGB und seiner Gewerk-
schaften auf starke Ablehnung. Der DGB und seine Gewerkschaften legen hier 
großen Wert darauf, dass der Auftrag aus dem Koalitionsvertrag ernstgenom-

men und nicht in Frage gestellt wird. Die Formulierung eines Prüfauftrages 
steht im offenen Widerspruch zu den im Koalitionsvertrag formulierten Ver-
sprechen an die Beschäftigten der Hochschulen.  

Inhaltlich bleibt auch die Formulierung aus dem Koalitionsvertrag hinter wei-

tergehenden Forderungen des DGB und seiner Gewerkschaften zurück.  

Aus Sicht des DGB und seiner Gewerkschaften sollte an den Hochschulen und 
Forschungseinrichtungen den Lehrbeauftragten, den Promovierenden 
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(Doktorandinnen und Doktoranden) sowie den studentischen und wissen-
schaftlichen Hilfskräften das Wahlrecht zu den wissenschaftlichen Personalrä-

ten nach § 76 Abs. 2 PersVG eingeräumt werden. Hierfür ist eine Anpassung des 

§ 3 Abs. 2 Nr. 3 PersVG und des § 76 Abs. 1 PersVG notwendig. Das aktive und 
passive Wahlrecht der oben genannten Personenkreise wäre dabei unabhängig 
von einem dienstrechtlichen Verhältnis zur Hochschule bzw. Forschungsein-
richtung zu gewährleisten. 

Die Formulierung im Koalitionsvertrag stellt damit schon einen Kompromiss 

und ein Entgegenkommen dar, ist politisch versprochen und muss nun auch 
umgesetzt werden.  

Als Mindestanforderung wären im Rahmen einer Überarbeitung der personal-

vertretungsrechtlichen Vorschriften für die Hochschulen aus Sicht des DGB die 
Regelung in § 68 Abs. 3 PersVG zu streichen, nach der bei Beschäftigten mit 
überwiegend wissenschaftlicher oder künstlerischer Tätigkeit die Mitbestim-

mung nur erfolgt, wenn die betroffenen Beschäftigten dies beantragen. Eine 

entsprechende Regelung im Personalvertretungsrecht anderer Länder ist dem 
DGB nicht bekannt. Die Regelungen in § 76 Abs. 1 und Abs. 2 reichen vollkom-

men aus, die angenommene, mögliche Gefährdung der Freiheit von Forschung 
und Lehre nach Artikel 5 Abs. 1 Satz 1 GG durch die Mitbestimmung auszu-

schließen.  

Der DGB plädiert zudem dafür, zukünftig nur noch die Hochschullehrerinnen 

und Hochschullehrer, aber nicht mehr pauschal das in § 55 Abs. 2 Landeshoch-
schulgesetz genannte Personal vom Geltungsbereich des Personalvertretungs-
gesetzes auszunehmen. Die entsprechende Regelung in § 76 Abs. 1 des bisheri-

gen Gesetzes wäre zu streichen. Damit wäre klargestellt, dass Beschäftigte mit 

dem akademischen Titeln Privatdozent bzw. Privatdozentin und außerplanmä-

ßige Professorin bzw. außerplanmäßiger Professor entsprechend ihrem Status 
als wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Geltungsbereich 
des Personalvertretungsgesetzes fallen. Insbesondere der Ausschluss der wis-

senschaftlichen Hilfskräfte nach § 79 Abs. 4 des Landeshochschulgesetzes vom 

aktiven und passiven Wahlrecht zu den Personalräten wirkt wenig sachgerecht, 
wenn diese in befristeten Verträgen mit einer Dauer bis zu zwei Jahren beschäf-

tigt werden. Mit der Anpassung  würde – gemäß der Vereinbarung im Koaliti-
onsvertrag – die Arbeitsbeziehung mit der Hochschule im Fokus stehen.  

Die studentischen und wissenschaftlichen Hilfskräfte müssen aus Sicht des 

DGB und seiner Gewerkschaften Beschäftigte im Sinne des Personalvertre-
tungsgesetzes werden und in die volle Zuständigkeit des Personalrates fallen. 
Ein entsprechendes Wahlrecht ist vorzusehen.  

 

Zu Nr. 8 „Anpassung der Freistellungsregelungen“ 

Die programmatische Aussage im Entwurf des Eckpunktepapiers zur Anpas-

sung der bisherigen Freistellungsregelungen ist grundsätzlich zu begrüßen. Sie 
bedarf jedoch einer deutlichen Konkretisierung. Vor dem Hintergrund der in 
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der Arbeitsgruppe diskutierten Fragestellungen geht der DGB davon aus, dass 
mit dem entsprechenden Absatz eine erkennbare Verbesserung der bisherigen 

Freistellungsregelungen beabsichtigt ist.  

Durch den Personalabbau kleiner werdende Dienststellen, zunehmende Aufga-

ben und eine steigende Komplexität der Arbeitswelt machen eine Erhöhung der 
bisherigen Freistellungen notwendig. 

Die Freistellungsregelungen müssen analog dem Betriebsverfassungsgesetz bei 

200 Beschäftigen beginnen und sind in einer Staffelung im Gesetz bis zu einer 
Obergrenze festzulegen; dabei sollen Teilfreistellungen ermöglicht werden. 
Über die Aufteilung der Freistellungen entscheidet der Personalrat.  

Die Freistellungsregelungen in den Personalvertretungsgesetzen der Länder 

unterscheiden sich stark. Dies gilt umso mehr für die damit verbundene Praxis. 
Neben dem Betriebsverfassungsgesetz beginnen auch die Länder Nordrhein-

Westfalen und Schleswig-Holstein ihre Freistellungsstaffeln bei 200 Beschäftig-
ten, Niedersachsen bei 250 Beschäftigten. Die Gewährung weiterer zusätzlicher 
Freistellungen über die vorgegebenen Mindestfreistellungen ist im Regelfall 

möglich und wird in der Praxis unterschiedlich großzügig gehandhabt. Verbrei-
tet ist jedoch, dass bei Konflikten um zusätzliche Freistellungen die Anrufung 

der Einigungsstelle statt des Verwaltungsgerichtes erfolgt. Dies sollte im Inte-

resse eines beschleunigten Verfahrens und zur Entlastung der Verwaltungsge-

richtsbarkeit auch im Rahmen eines novellierten Personalvertretungsgesetzes 

für Mecklenburg-Vorpommern vorgesehen werden.  

Die Arbeitsfähigkeit der Stufenvertretungen und Gesamtpersonalräte ist durch 
eigene Freistellungsrechte zu gewährleisten. 

Erörterungsbedarf besteht auch hinsichtlich der Freistellungsregelungen für die 
Personalräte der Lehrkräfte. Hier wird die Ermäßigung der Pflichtstundenzahl 

bisher durch Verordnung nach § 80 Abs. 4 PersVG geregelt. 

 

Zu Nr. 9 „Aufnahme von Regelungen im Hinblick auf die Vereinbarkeit von 

Familie, Pflege und Beruf sowie im Hinblick auf Gleichstellungsfragen“ 

Der Entwurf des Eckpunktepapiers sieht vor, dass die Förderung der Vereinbar-
keit von Familie, Pflege und Beruf und der Gleichstellung als Ziel der Zusam-

menarbeit von Personalrat und Dienststelle  im Personalvertretungsgesetz ver-
ankert werden soll.  

Mit der im Gleichstellungsgesetz vorgenommenen Zuordnung der Gleichstel-
lungsbeauftragten zur Leitung der Dienststelle kommt dem Personalrat als Inte-
ressenvertretung auch in gleichstellungspolitischen Fragen eine Rolle als An-
sprechstelle eine neue Bedeutung zu.   

  



 

Seite 13/14 

Zu Nr. 10 „Vermeidung von personalratslosen Zeiten“ 

Die Aufnahme entsprechender Regelungen im Personalvertretungsgesetz wird 
begrüßt.  

 

Zu Nr. 11 „Statusgruppen“ 

Die überholten Begrifflichkeiten der Statusgruppen sind grundlegend zu über-

arbeiten Die bisherigen Gruppen von Beschäftigten sind auf zwei Gruppen zu 
reduzieren – Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie Beamtinnen und Be-

amte.  

Gruppen mit nicht mehr als fünf Angehörigen des öffentlichen Dienstes in einer 

Dienststelle sollen nur Berücksichtigung bei der Bildung der Personalräte fin-

den, wenn sie mindestens ein Zwanzigstel der Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes in einer Dienststelle umfassen.  

Der Vorstand des Personalrates soll nach den Erfordernissen gebildet werden, 
ohne die Gruppen zwingend berücksichtigen zu müssen. Der Vorsitzende ist in 
seiner Vertretungskompetenz zu stärken. 

Die Besonderheiten der Personalvertretung im Geltungsbereich des TV-Forst 

sind in eigenen Sonderregelungen abzubilden. Der TV-Forst umfasst in Meck-

lenburg-Vorpommern die Nationalparke, die Biosphärenreservate. die Natur-
parke und die Landesforstanstalt Mecklenburg-Vorpommern.  

Die Notwendigkeit für Sonderregelungen ergibt sich beispielsweise durch die 

im TV-Forst nach wie vor vorhandene Aufteilung in Arbeiter und Angestellte. 
Dies macht hier eine Beibehaltung des Drei-Gruppen-Prinzips als Sonderrege-

lung notwendig. Dies wird im vorliegenden Entwurf eines Eckpunktepapiers 
richtigerweise aufgegriffen.  

 

Zu Nr. 12 „Wahlordnung“ 

Im Nachgang zur Novellierung des PersVG soll eine Überarbeitung der Wahlord-

nung erfolgen. Dies ist allein schon durch die vorgesehenen neuen Regelungen 

im Bereich der Digitalisierung erforderlich.  

 

Weitergehende Vorschläge des DGB 

Zur Einführung von Wirtschaftsausschüssen 

Im Geltungsbereich des Personalvertretungsgesetzes findet sich eine ganze 

Reihe von wirtschaftlich tätigen bzw. nach unternehmerischen Grundsätzen ar-
beitenden Dienststellen. Dies gilt beispielsweise für die Universitätskliniken. 

Grundlage für die dortige Personalplanung sind die Erlöse aus der Krankenver-
sorgung und die darauf basierende Stellenbemessung. Die Kenntnis der 
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wirtschaftlichen Rahmenbedingungen der Dienststelle ist hier für die Wahrneh-
mung der Mitbestimmung der Personalräte von hoher Bedeutung.  

Ein novelliertes Personalvertretungsgesetz muss deshalb sicherstellen, dass die 
Personalräte die Möglichkeit erhalten, sich in qualifizierter Form mit den wirt-

schaftlichen Gegebenheiten ihrer Dienststelle auseinanderzusetzen und die 
hierfür notwendigen Informationen zu erhalten. 

In Anlehnung an § 106 Betriebsverfassungsgesetz und die Personalvertretungs-

gesetze anderer Bundesländer (u.a. Niedersachsen, Hamburg, Nordrhein-West-
falen, Baden-Württemberg) ist deshalb die Möglichkeit zu schaffen, dass auf An-
trag des Personalrates in Dienststellen mit mehr als 100 Beschäftigten ein 

Wirtschaftsausschuss eingerichtet wird. Aufgabe des Wirtschaftsausschusses ist 

es, wirtschaftliche Angelegenheiten der Dienststelle zu beraten und den Perso-
nalrat zu unterrichten. Dem Wirtschaftsausschuss sind hierfür umfangreiche In-
formations- und Beratungsrechte zu den wirtschaftlichen Angelegenheiten der 

Dienststelle einzuräumen. Werden im Bereich einer Dienststelle mehrere Perso-

nalräte gebildet, so ist sicherzustellen, dass jedem der Personalräte das Recht 
eingeräumt wird, einen Wirtschaftsausschuss für die Dienststelle zu bilden und 

jeder Personalrat im Wirtschaftsausschuss angemessen vertreten ist. 

Der Wirtschaftsausschuss ist explizit kein Beschlussgremium. Er dient vielmehr 

der Information der Personalvertretung in wirtschaftlichen Fragen und ermög-

licht es so, diese im Rahmen der Mitbestimmung angemessen zu berücksichti-

gen. Angesichts teilweise komplexer ökonomischer Steuerungsinstrumente er-
höhen sie durch Transparenz die Qualität der Mitbestimmung. 

 

Der DGB bittet um die Berücksichtigung seiner Hinweise und Anmerkungen. Für 
ein Gespräch zur mündlichen Erörterung der Vorschläge stehen wir gerne zur 

Verfügung.  

 

Mit freundlichen Grüßen  

 

Olaf Schwede  


